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zu erinnern, an die sich niemand mehr erinnert, ohne die es diejenigen, an die 
wir uns erinnern, aber sicher ebenso nicht gegeben hätte.

Wie verhalten wir uns zur eigenen Geschichte? Wie identifizieren wir 
die Markierungspunkte, die erklären helfen, warum dieses Land heute so ist, 
wie es ist? Was ist uns davon wichtig?

Es gibt eine wenn auch vergleichsweise übersichtliche, aber dennoch 
eindrucksvolle deutsche Freiheits- und Demokratiegeschichte, die übrigens 
nicht erst in den 1980er-Jahren begonnen hat. Vielmehr lässt sie sich spätes-
tens in dem Einfluss der Französischen Revolution auf damals ganz unter-
schiedlich verfasste kleinere deutsche Territorialstaaten in ihren Anfängen 
finden und nachzeichnen, die über das Wartburgfest und das Hambacher Fest 
in die Frankfurter Paulskirche geführt haben, als gescheiterter Anlauf zur 
Etablierung einer demokratischen Ordnung in einem deutschen National-
staat. Der Versuch, Demokratie und Nationalstaat gleichzeitig zu realisieren, 
war offensichtlich zu ehrgeizig. Aber jeder, der nicht ganz zu Unrecht diesen 
Anlauf als Beispiel für ein Scheitern erklärt, übersieht, dass es unser heutiges 
Grundgesetz ohne die Frankfurter Paulskirchenverfassung so nicht gäbe.

WAS UND WIEVIEL ERINNERN?

Solche Zusammenhänge zu verdeutlichen, ist die Aufgabe von Historikern. 
Vor allem aber ist die Erinnerung daran unverzichtbarer Bestandteil des 
Selbstverständnisses unseres Landes. Sie muss deswegen auch als staatliche 
Aufgabe begriffen werden.

Wieviel Erinnerung braucht Demokratie? Braucht sie mehr Bewusst-
sein ihrer historischen und kulturellen Voraussetzungen als andere politische 
Systeme? Die Demokratie bedarf tatsächlich mehr als andere Staatsformen 
der ständigen Selbstvergewisserung, weil sie andere Stützen der Stabilität, 
über die autoritäre Systeme reichlich verfügen, nicht nur nicht im Repertoire 
führt, sondern ausdrücklich daraus verbannt hat.

Kann es auch ein Zuviel an Erinnerung geben? Sicher gibt es das Ri-
siko der Vergangenheitsfixierung, der Realitätsflucht. Auch dafür gibt es Bei-
spiele. Das Risiko aber, unter Berücksichtigung der tatsächlich stattfindenden 
Entwicklungen, Neigungen und Reflexe zu wenig in die Befassung mit der 
eigenen Geschichte und ihrer Lebendigkeit im öffentlichen Bewusstsein zu 
investieren, ist ungleich größer. Denn der Preis der Geschichtsvergessenheit, 
des Verlustes von Erinnerung oder des Verdrängens, ist Kopflosigkeit. Eine 
Gesellschaft, die sich nicht erinnern will oder kann, ein Staat, der so tut, als 
habe er mit seiner eigenen Vergangenheit nichts zu tun, enthauptet sich ge-
wissermaßen selbst, weil er sich der Mittel beraubt, die er zur eigenen Selbst-
vergewisserung braucht.

Drohender 
Identitätsverlust ?

Entwicklung und Perspektiven der deutschen Erinnerungskultur

Kultur ohne Geschichte ist theoretisch un-
denkbar und praktisch unmöglich; selbst eine 
Revolution setzt sich ständig mit der Vergan-
genheit auseinander; ob man sich der Ge-
schichte bewusst ist oder nicht, wirkt sie doch 
auf Gegenwart und Zukunft. Ohne histori-
sche Erinnerung gibt es keine nationale Identi-
tät. Allerdings ist es ein wesentlicher Unter-

schied, ob eine Gesellschaft aus der Tradition lebt, ihre Wertorientierung aus 
der Herkunft und dem „alten Recht“ definiert oder sich an dem seit der Auf-
klärung und der Französischen Revolution dezidiert vertretenen Zukunftspa-
thos orientiert.

Nach den Exzessen des 20. Jahrhunderts, dem Ersten Weltkrieg mit 
mehr als zehn Millionen Toten und dem Zweiten Weltkrieg mit mehr als 
55 Millionen Toten, die sowohl im Namen zukunftsorientierter Missionsideen 
als auch nationaler Imperialismen geopfert wurden, konnte die nationale Er-
innerung in Europa nicht mehr bleiben, was sie vorher war: die Beschwörung 
einer positiven nationalen Identität.
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Entscheidend für die Erinnerungskultur ist nicht, ob sich eine Gesellschaft 
ihrer Geschichte stellen will, sondern wie sie es tut. Kann eine Nation Phasen 
oder Ereignisse der eigenen Geschichte verdrängen, wenn sie das nationale 
Selbstwertgefühl belasten? Sigmund Freud würde antworten: Krank wird, 
wer verdrängt; Friedrich Nietzsche jedoch: Gesund ist, wer vergisst. Zwi-
schen diesen beiden Polen oszilliert der Umgang mit der Vergangenheit. Ohne 
zu zögern, vertrat Thomas Jefferson am Ende des 18. Jahrhunderts die Mei-
nung: Die Toten haben kein Recht gegen die Lebenden. Aber darf eine Nation 
wirklich die Opfer vergessen, die sie in früheren Epochen ihrer Geschichte 
verursacht hat? Sie darf es nicht!

Doch geht es dabei keineswegs um die selbstverständliche Aufgabe der 
Historiker, die Vergangenheit zu erforschen, sondern um die Folgen solcher 
Ignoranz oder Verdrängung in der Gegenwart. Die Verantwortlichkeit der 
Nachlebenden hat nichts mit einer rückwärtsbezogenen oder aktuellen „Kol-
lektivschuld“ zu tun. Sie gibt es nicht, und sie zu behaupten, ist schon deshalb 
fatal, weil „Kollektivschuld“ die tatsächlich Verantwortlichen exkulpieren 
würde. Und alle Erfahrung zeigt, dass eine dauerhafte Verdrängung ohnehin 
nicht gelingt. Doch damit sind wir bei einem weiteren Problem: Geschichte 
ist nicht einfach gegeben, sondern wird durch die Gegenwart, also eine spä-
tere Rezeption, vermittelt und aktualisiert. „Erst im Gedächtnis formt sich 
die Wirklichkeit“, schrieb Marcel Proust.

FORMEN DES ERINNERNS UNTERSCHEIDEN SICH

Die Erinnerungskultur wandelt sich also und entwickelt sich trotz der Euro-
päisierung national unterschiedlich: Selbst in Bezug auf gemeinsame Erinne-
rungsorte können Nationen eine verschiedene, ja gegensätzliche Erinnerung 
verbinden. Regelmäßig aber verblassen Erinnerungen, wenn sie nicht durch 
mediale, politische, museale oder wissenschaftliche Aktualisierung wieder
belebt werden. Schließlich ist die Erinnerung generationsspezifisch, die indi-
viduelle Erinnerung ist außerdem selektiv.

Nicht allein die Formen des Erinnerns unterscheiden sich, sondern 
ebenso die sich verändernden und überlagernden nationalen Identitäten. Sie 
sind epochen- und kontextspezifisch. Sie bilden sich überdies im Gegen- und 
Miteinander zu anderen Nationen, sind generations- und sozialspezifisch, je-
denfalls weder homogen noch unveränderlich.

Wie entwickelte sich und wohin geht die Erinnerungskultur in 
Deutschland, worin unterscheidet sie sich von der anderer Staaten? Ohne  
jeden Zweifel überlagerte die Katastrophe des Zweiten Weltkriegs sowie der 
nationalsozialistischen Diktatur mit ihren millionenfachen Massenverbre-
chen gegen die Nachbarvölker und die europäischen Juden alle anderen histo-
rischen Themen: Die innerhalb nur weniger Jahre erfolgende Wiederbegrün-

dung einer rechtsstaatlichen, parlamentarischen Demokratie in West- 
deutschland nach zwölfjähriger Diktatur und mehrjähriger Besatzungsherr-
schaft wäre ohne eine radikale Abkehr von der nationalsozialistischen Ver-
gangenheit und eine Auseinandersetzung damit ausgeschlossen gewesen. 
Insofern war und bleibt für die Erinnerungskultur in der Bundesrepublik die 
spezifische Prägung durch die Diktaturerfahrung wesentlich.

FUNDAMENTALER  
DEMOKRATISIERUNGSPROZESS

Gegen diese Bewertung wird regelmäßig eingewendet, die Auseinander
setzung habe zu spät begonnen, sei halbherzig gewesen, zahlreiche durch  
ihre Mitgliedschaft in der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei 
(NSDAP) oder anderen NS-spezifischen Organisationen belastete Beamte 
seien im Dienst geblieben oder wieder eingestellt worden, und der ideologi-
sche Einfluss sei in der frühen Bundesrepublik noch spürbar gewesen. Tat-
sächlich trifft die kritische Einschätzung der Erinnerungsarbeit der Nach-
kriegszeit nur begrenzt zu. Sie geht in der Regel von Einzelfällen aus oder von 
einer fragwürdigen Reduktion der Belastung auf die bloße Parteimitglied-
schaft. Doch bleibt diese Einschätzung oberflächlich: Da es am Ende der NS-
Diktatur etwa 8,5 Millionen Parteigenossen gab, verschwand diese Personen-
gruppe nach 1945 nicht schlagartig, weil die NSDAP verboten wurde. Die 
aufgrund unseres historischen Urteils kritikwürdige formelle Mitgliedschaft 
in der NSDAP bedeutet nicht zwangsläufig juristisch strafwürdiges Verhal-
ten. Opportunistisches Verhalten oder politischer Irrtum bedeuten nicht au-
tomatisch verbrecherisches Handeln, bedeuten nicht zwangsläufig, dass an-
dere Personen zu Schaden kamen. Jedenfalls konnte sich, um Bert Brecht zu 
variieren, die Regierung kein neues Volk aussuchen.

Die interessantere Frage aber lautet: Wie ist es angesichts der Tatsache 
zahlreicher NS-Belasteter, auch unter den Beamten, möglich gewesen, inner-
halb weniger Jahre so schnell einen stabilen Rechtsstaat und eine stabile De-
mokratie zu begründen? Offenkundig ist: Dieser fundamentale Demokrati-
sierungsprozess der zweiten Hälfte der 1940er- und der frühen 1950er-Jahre 
besitzt in der bundesdeutschen Erinnerungskultur längst nicht den Rang, 
den er verdient.

Und wie verhält es sich mit der Kritik, die Auseinandersetzung sei zu 
spät und zu halbherzig und erst seit den „1968ern“ in Gang gekommen? Letz-
teres ist eine selbstgestrickte Legende, die nicht deshalb wahrer wird, weil sie 
in Öffentlichkeit und Politik ständig wiederholt wird. Kritisierbar ist durch-
aus, dass es nicht wenige tatsächlich NS-Belastete gibt, die entkommen sind, 
zu spät entdeckt oder angeklagt wurden oder mit (nicht nur in den Augen von 
Nicht-Juristen) lächerlich geringen Strafen davonkamen. Sind sie repräsenta-
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tiv für das Gesamtbild? Keineswegs, allerdings prägen sie nachhaltig die Erin-
nerungskultur. Die Gesellschaft konnte in dieser Hinsicht nicht homogen 
sein. Und folglich begegnet in ihr neben der selbstkritischen Auseinanderset-
zung zugleich das von Hermann Lübbe so genannte „Beschweigen“, das er 
als unvermeidlich für eine Re-Integration in die sich entwickelnde demokra-
tische Gesellschaft ansah.

Stimmt die Erinnerungskultur mit der tatsächlichen historischen Ent-
wicklung der sogenannten Vergangenheitsbewältigung – oder, wie man heute 
sagt, der „Aufarbeitung“ – überein? Tatsächlich setzte sie nicht erst spät, son-
dern schon früh – 1945/46 – ein, blieb aber für Jahrzehnte durch Aktualitäts-
schübe charakterisiert. Mit anderen Worten: Phasen intensiver und weniger 
intensiver oder gar lascher Auseinandersetzung lösten sich ab, wofür jeweils 
Gründe erkennbar sind. Aber nicht nur die zeitlichen Schübe müssen unter-
schieden werden, sondern auch die systematischen Felder: erstens politische 
Fundamentalentscheidungen 1945 beziehungsweise 1949 und in den Folge-
jahren; zweitens der öffentliche Diskurs über Ursachen, Wirkungen und Ideo-
logie des Nationalsozialismus; drittens juristische Ahndung; viertens finanzielle 
Entschädigung von Opfern.

Die Bundesrepublik wurde seit 1949 zu einer rechtsstaatlichen parla-
mentarischen Demokratie, also dem Gegenteil der NS-Diktatur. Sie hat in 
nahezu siebzig Jahren jeglichen Extremismus erfolgreich bekämpft und zählt 
trotz mancher „Schönheitsfehler“ zu den stabilsten Demokratien Europas 
und der Welt.

KRITISCHE AUSEINANDERSETZUNG  
MIT DEM NATIONALSOZIALISMUS

Wie verhält es sich mit dem zweiten Sektor, dem öffentlichen Diskurs? An-
ders, als die oft bemühte Verdrängungsthese behauptet, setzte diese Debatte 
bald nach Kriegsende ein. Dabei muss berücksichtigt werden, dass die Masse 
der deutschen Bevölkerung nach 1945 mit der Bewältigung der existenziellen 
und alltäglichen Probleme beschäftigt war. Im Übrigen sind Diskurse dieser 
Art stets auf die „schreibende Zunft“ beschränkt, obgleich sie auch öffentlich 
rezipiert werden, wie man beispielsweise an Auflagenhöhen von Zeitschriften 
und Büchern, aber auch an demoskopischen Befunden ablesen kann.

Schon 1946 erschienen der Essay Die Schuldfrage des vom NS-Regime 
entlassenen Philosophen Karl Jaspers sowie das Buch Der SS-Staat von Eugen 
Kogon, das zwischen 1946 und 1974 eine Auflage von 350.000 Exemplaren 
erlebte. Ebenfalls im Jahr 1946 veröffentlichten der liberale Historiker Fried-
rich Meinecke sein Buch Die deutsche Katastrophe und der Kommunist Alexan-
der Abusch, der spätere Kulturminister der DDR, Irrweg einer Nation. Der 
konservative Historiker Gerhard Ritter, der selbst dem Widerstand um den 

Goerdeler-Kreis nahestand, forderte eine „Revision des deutschen Geschichts-
bildes“, der Journalist Ernst Müller-Meiningen jr. eine „Lösung des Nazi
problems“ und veröffentlichte sein Buch Die Parteigenossen.

Dies sind nur wenige von vielen Hundert Titeln zur kritischen Ausein-
andersetzung mit der NS-Vergangenheit. Hinzu kamen zahlreiche, ebenfalls 
in den ersten Nachkriegsjahren gegründete kulturpolitische Zeitschriften, 
die sich auf das gleiche Problem konzentrierten. Dutzende blieben zwar kurz-
lebig, etwa 25 erschienen jedoch über längere Zeiträume, zum Teil bis heute. 
Die bekanntesten Zeitschriften sind Die Wandlung, herausgegeben von Karl 
Jaspers und Dolf Sternberger, die Frankfurter Hefte, herausgegeben von Walter 
Dirks und Eugen Kogon, die Deutsche Rundschau von Rudolf Pechel, Die 
Sammlung von Otto Friedrich Bollnow, Wilhelm Flitner und Hermann Nohl, 
Der Ruf, herausgegeben von Alfred Andersch, später gemeinsam mit Hans 
Werner Richter, und Die Gegenwart, herausgegeben unter anderem von Benno 
Reifenberg.

Sie alle setzten sich mit dem Nationalismus in Deutschland, mit der 
NS-Diktatur, seiner Ideologie und seinen Verbrechen auseinander und for-
derten eine neue Wertorientierung der Gesellschaft und eine neue politische 
Ethik. Walther Hofers Dokumentation Der Nationalsozialismus aus den 
1950er-Jahren brachte es bis zur Wiedervereinigung 1990 auf 1,1 Millionen 
verkaufte Exemplare, Das Tagebuch der Anne Frank erreichte schon bis 1981 54 
Auflagen mit 1,79 Millionen Exemplaren. 

Eine Bibliographie aller Essays, literarischen und wissenschaftlichen 
Werke, Dokumentationen, Zeitungsartikel, Rundfunk- und später Fernseh-
sendungen während des vierzigjährigen Bestehens der „alten“ Bundesrepublik 
würde mehrere dicke Bände füllen. Das von der Bundeszentrale für politische 
Bildung 1987 herausgegebene Handbuch Gedenkstätten für die Opfer des Natio
nalsozialismus umfasst in seiner zweiten, ergänzten Auflage von 1995 allein 
für die „alte“ Bundesrepublik 1.830 Seiten.

IGNORANZ UND UNWILLEN,  
FAKTEN ZUR KENNTNIS ZU NEHMEN

1948/49 gründeten Bayern und Hessen in Verbindung mit mehreren Ländern 
in München das „Institut zur Erforschung der nationalsozialistischen Zeit“ 
(später umbenannt in Institut für Zeitgeschichte). Schon in der ersten Aus-
gabe der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte wurde 1953 Kurt Gersteins Bericht 
über Massenerschießungen von Juden veröffentlicht. Diese Beispiele intensi-
ver Berichterstattung ließen sich fortführen, und sie zeigen: Die ständige Be-
hauptung, in der Bundesrepublik sei die NS-Vergangenheit „verdrängt“ wor-
den, belegt die Ignoranz und den Unwillen, Fakten zur Kenntnis zu nehmen. 
Man könnte aber auch fragen: Welches politische Interesse liegt dieser Igno-
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ranz zugrunde? Warum prägt sie in erheblichem Maße die Erinnerungskul-
tur in der Bundesrepublik? Warum wird diesen Behauptungen nicht wider-
sprochen?

Natürlich gab es nicht zu jeder Zeit eine vergleichbar starke Diskus- 
sion über die NS-Vergangenheit, obwohl die Forschung sich immer stärker 
intensivierte. Hier wie im dritten zentralen Bereich, der justiziellen Ausein
andersetzung, gab es zweifellos Lücken und Versäumnisse, und doch zählt 
das Gesamtbild. Es wird verzerrt, wenn immer nur diejenigen genannt wer-
den, die zu spät oder gar nicht zur Rechenschaft gezogen wurden – tatsäch-
lich machen sie nur einen Bruchteil der Fälle aus.

Das Institut für Zeitgeschichte München-Berlin hat zwischen 1997 
und 2009 auf der Basis sämtlicher deutscher Ermittlungsakten eine Daten-
bank erstellt, deren Quellenbasis der Gedenk- und Forschungsstelle Yad 
Vashem in Jerusalem in Kopie zur Verfügung gestellt worden ist. Demzufolge 
haben westdeutsche (bis 1949) beziehungsweise bundesrepublikanische 
Justizbehörden bis 2005 insgesamt 36.393 Ermittlungsverfahren gegen 
172.294 Personen eingeleitet, davon wurde in 16.740 Fällen Anklage erho-
ben, 13.952 rechtskräftige Urteile wurden gesprochen. Auch wenn der Anteil 
der tatsächlich Verurteilten mit 6.656 Fällen vergleichsweise gering ist, be-
weist allein diese hohe Zahl der Ermittlungen, in welchem Ausmaß und wie 
intensiv eine justizielle Auseinandersetzung erfolgte. Ging die Zahl der Ver-
fahren seit Anfang der 1950er-Jahre zunächst zurück, stieg sie nach dem soge-
nannten Einsatzgruppenprozess in Ulm sowie der Gründung der „Zentralen 
Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Aufklärung nationalsozialistischer 
Verbrechen“ in Ludwigsburg 1958 wieder steil an. 

Natürlich zeigen die Verfahren auch die Grenzen rechtsstaatlicher 
Möglichkeiten. Doch zählt man zu diesen Verfahren und Verurteilungen die 
alliierten sowie ausländischen Urteile sowie die hier nicht eingerechneten der 
ehemaligen DDR hinzu, dann belegt dies: Insgesamt wurden Zehntausen- 
de NS-Täter zur Rechenschaft gezogen – eine Zahl, die in Relation zu den 
vergleichsweise wenigen, die bedauerlicherweise einer Verurteilung entgangen 
sind, doch ein völlig anderes Bild ergibt, als es in der öffentlichen Erinnerung 
vorherrscht.

ENTSCHÄDIGUNG FÜR ZWANGSARBEITER

Der letzte hier zu nennende Aspekt der Auseinandersetzung mit der NS-
Vergangenheit ist die sogenannte Wiedergutmachung, ein meines Erachtens 
verfehlter Begriff, weil eine „Wiedergutmachung“ im strengen Sinn ausge-
schlossen ist, es also ausschließlich um materielle Entschädigungen gehen 
kann. Seit den frühen 1950er-Jahren hat die Regierung Konrad Adenauer sol-
che Entschädigungen realisiert.

Bis 1997 hatte die Bundesrepublik Zahlungen geleistet beziehungsweise bis 
2030 verbindlich zugesagt, die sich auf 124 Milliarden D-Mark beliefen – ein 
Wert, der angesichts der in den früheren Jahrzehnten erheblich höheren 
Kaufkraft nach heutigen Kriterien sehr viel höher anzusetzen ist. 

Seit 1998 leitete die Regierung Gerhard Schröder eine weitere, deut-
lich umfangreichere Entschädigung für Zwangsarbeiter ein. Die vorgesehene 
Summe von zehn Milliarden D-Mark leistete zur Hälfte der Bund, zur Hälfte 
große Unternehmen, die in der NS-Diktatur Zwangsarbeiter beschäftigt hat-
ten. Bisher hat kein anderer Staat, der für Kriegsverbrechen beziehungsweise 
Zwangsarbeit verantwortlich war, auch nur annähernd solche finanziellen 
Entschädigungen geleistet.

Überblickt man die hier geschilderten Stationen der „NS-Aufarbei-
tung“, dann wird klar: Es waren keineswegs die „1968er“, die die Auseinander
setzung mit dem Nationalsozialismus aus der vermeintlichen Verdrängung 
geholt haben, sondern die sich immer wieder ergebenden Aktualitätsschübe: 
Sie trugen dazu bei, dass die bundesdeutsche Erinnerungskultur entschei-
dend durch die NS-Thematik bestimmt wurde und bis heute wird. Und doch 
wird die „Leistungsbilanz“ dieser jahrzehntelangen Auseinandersetzung mit 
der NS-Diktatur und ihren Massenverbrechen in der Erinnerungskultur kei-
neswegs objektiv gewürdigt, sondern in der Regel werden neben dem notwen-
digen Gedenken an die Opfer vor allem Defizite hervorgehoben.

VERENGUNGEN DER DEUTSCHEN  
ERINNERUNGSKULTUR VERMEIDEN

Anders als die Erinnerungskultur unserer Nachbarländer ist die der Deut-
schen fast nur negativ durch antitotalitäre Abgrenzung definiert: Obwohl es 
inzwischen auch in anderen Nationen partiell Selbstkritik gibt, orientieren sie 
sich ganz überwiegend an ihren positiven nationalen Geschichtsbildern, 
selbst wenn sie – geschichtswissenschaftlich gesehen – auch problematische 
Komponenten haben. Demgegenüber neigt die deutsche Erinnerungskultur 
zu pointierter Selbstkritik. Tatsächlich können die Deutschen in Bezug auf 
den Nationalsozialismus gar nicht kritisch genug sein, doch besteht die deut-
sche Geschichte zum Glück nicht allein aus der NS-Diktatur. 

Ihren zwölf Jahren steht im 20. Jahrhundert nicht nur die vierzehnjäh-
rige Geschichte der Weimarer Republik, sondern vor allem die fast siebzig
jährige Geschichte der Bundesrepublik als Rechtsstaat und parlamentarische 
Demokratie gegenüber. Sie wird erinnerungspolitisch unterbelichtet, was 
höchst bedenkliche Folgen für die nationalen Identitätsbilder, vor allem je-
doch für die politische Bildung jüngerer Generationen hat, weil sie über die 
Diktatur meist mehr wissen als über die Demokratie. Es geht aber darum, die 
permanenten Verengungen der deutschen Erinnerungskultur zu vermeiden.

Drohender Identitätsverlust?, Horst Möller



26 27 Nr. 551, Juli/August 2018, 63. JahrgangDie Politische Meinung

Gelesen

Sein letztes
 Dickschiff

Die Lebenserinnerungen von Hans-Peter Schwarz

JACQUELINE BOYSEN
Geboren 1965 in Hamburg,  
freie Journalistin, Moderatorin  
und Publizistin, Berlin.

Hans-Peter Schwarz: Von Adenauer  
zu Merkel. Lebenserinnerungen eines 
kritischen Zeitzeugen, hrsg. von  
Hanns Jürgen Küsters, Deutsche 
Verlagsanstalt, München 2018,  
736 Seiten, 50,00 Euro.

Das Bild auf dem Cover könnte treffender 
nicht sein: Der Professor schaut einem Ar-
gument hinterher, er scheint die Reaktion 
auf eine spitzbübische oder spitzfindige 
Analyse zu erwarten. Ins Auge sticht – der 
Verlust dieses Großen seiner Zunft ist 
betrüblich. Umso erfreulicher, dass Hans-
Peter Schwarz zum Ende seines Lebens 

ausführliche Erinnerungen zu Papier ge-
bracht hat. Daraus ist ein letztes „Dick-
schiff“ geworden, wie er selbst die volumi-
nösen Bände aus eigener Feder nannte. 
Nun legt es an – neben seinen hochsee-
tauglichen Biographien über Adenauer, 
Kohl, Springer. Hans-Peter Schwarz his-
torisiert sich selbst.

Wenn ein bedeutender, zumal sprach-
begabter Politikwissenschaftler über seine 
eigene Zeitzeugenschaft mehr als eintau-
send Seiten verfasst und diese Memoiren 
auf fast 700 Textseiten posthum veröf-
fentlicht werden, ist dies ein Ereignis für 
sich. Und Ereignisse bergen Überraschun-
gen – da bildet dieser Band keine Aus-
nahme. Für Leser von heute sind Passagen 
beachtenswert, die Schwarz selbst ange-
sichts seines beachtlichen akademischen 
Werdegangs und seines politischen 

Inzwischen gibt es Debattenbeiträge, in denen höchst verschämt, wenn über-
haupt, von deutschen Kulturleistungen beziehungsweise einer deutschen 
Kultur die Rede ist. Wie die Kultur anderer Nationen auch, besitzt auch die 
deutsche unverkennbar transnationale Komponenten, steht also in ständiger 
Wechselbeziehung mit der Kulturentwicklung der europäischen Nachbarn. 
Wenn jedoch die Integrationsbeauftragte der vorhergehenden Bundesregie-
rung bestreitet, dass es deutsche Kultur überhaupt gibt und sich kaum je-
mand darüber aufregt, ist das nicht nur ignorant, sondern skandalös – ein 
Beispiel für nicht gelungene Integration.

Nur korrekte Diagnosen erlauben angemessene Therapien. Das zeigt 
beispielsweise die Debatte über Antisemitismus. Dieser muss selbstverständ-
lich in jeglicher Form bekämpft werden. Doch verschärft sich das Problem, 
wenn etwa bei Mahnveranstaltungen nicht zwischen Antisemitismus in 
Deutschland und von Deutschen unterschieden wird. Tatsächlich importiert 
Deutschland mit der großen Zahl arabischer Zuwanderer deren anti-israeli-
sche Grundhaltung, die auch in antisemitische Aktionen umschlagen kann. 

INFRAGESTELLUNG POSITIVER  
NATIONALER IDENTITÄTEN

In der gegenwärtigen Entwicklung Europas sind auch in der nationalen Erin-
nerungskultur höchst fragwürdige und bedauerliche Re-Nationalisierungen 
zu beobachten. Die deutsche Antwort darf nicht darin bestehen, diesen Feh-
ler auch in Deutschland zu begehen. Doch ist die permanente Infragestellung 
positiver nationaler Identitäten oder die Reduzierung der Erinnerungskultur 
auf den Nationalsozialismus problematisch, weil sie zu gesellschaftlicher Ver-
unsicherung führen. Und diese Entwicklung ist in einer zunehmend multi-
kulturellen Gesellschaft nur zu offensichtlich. Solche Verunsicherungen pro-
vozieren radikale beziehungsweise nationalistische – „identitäre“ – Antworten. 

Der beängstigende Vertrauensverlust in die demokratische Kultur und 
ihre Institutionen ist nicht zuletzt auf einen befürchteten Identitätsverlust 
zurückzuführen. Auf der anderen Seite teilt der größte Teil selbst der inte
grierten Zuwanderer die bisherigen Schwerpunkte der deutschen Erinne-
rungskultur nicht; auch darauf müssen Antworten gefunden werden. Sie 
müssen – ohne die Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus aufzu-
geben – gerade den rechtsstaatlichen, demokratischen, menschenrechtlichen 
Traditionen und dem religiösen Toleranzprinzip in Deutschland, die sich aus 
naturrechtlichen und aufklärerischen, aber auch christlichen Wertorientie-
rungen über Jahrhunderte entwickelt haben, einen zentralen Ort in der Erin-
nerungskultur zuweisen. Und dafür bleibt die ständige Betonung des Gegen-
satzes von Diktatur und Demokratie unentbehrlich.

Drohender Identitätsverlust?, Horst Möller


